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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF veröffentlicht RefE für ein Steuerentlastungsgesetz 2022 

Nachdem sich der Koalitionsausschuss am 23. Februar 2022 auf weitere 
Entlastungsschritte geeinigt hatte (vgl. unseren Blogbeitrag), hat das 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) nun einen Referentenentwurf (RefE) für 
die steuerlichen Entlastungsschritte veröffentlicht.  

Mit dem vorliegenden RefE sollen die folgenden, bereits angekündigten 
Entlastungsmaßnahmen umgesetzt werden: 

• Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags bei der 
Einkommensteuer um 200 Euro auf 1.200 Euro rückwirkend 
zum 1.1.2022, 

• Anhebung des Grundfreibetrags für 2022 von derzeit 9.984 
Euro um 363 Euro auf 10.347 Euro rückwirkend ab dem 
1.1.2022 und 

• Vorziehen der bis 2026 befristeten Anhebung 
der Entfernungspauschale für Fernpendler (ab dem 21. 
Kilometer) rückwirkend ab dem 1.1.2022 auf 38 Cent. 

Fundstelle 

Referentenentwurf für ein „Steuerentlastungsgesetz 2022“ (Stand 02. März 2022), 
veröffentlicht auf der Homepage des BMF. 

 
 
 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2022/02/24/koalitionsausschuss-beschliesst-paket-von-entlastungsschritten/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-03-02-StEntlastG2022/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 10. März 2022 

 
 
Der Begriff "Schul- und Hochschulunterricht" i.S. von Art. 132 Abs. 
1 Buchst. i und j MwStSystRL umfasst nicht den von einer 
Schwimmschule erteilten Schwimmunterricht (Änderung der BFH-
Rechtsprechung, Folgeentscheidung zum EuGH-Urteil Dubrovin & 
Tröger - Aquatics vom 21.10.2021 - C-373/19). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hat ein Finanzunternehmen eine Wandelanleihe in der Absicht 
erworben, einen kurzfristigen Eigenhandelserfolg zu erzielen, und 
veräußert es die im Zuge der Wandlung erhaltenen Aktien, erfüllt 
dies den Tatbestand des § 8b Abs. 7 Satz 2 KStG. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der für eine Tätigkeit als International Civilian Consultant bei der 
ISAF in Afghanistan gezahlte Arbeitslohn unterliegt der 
Einkommensteuer. Aus völkerrechtlichen Vereinbarungen ergibt 
sich kein Anspruch auf eine Steuerbefreiung. 
 

Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 007/22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil V R 31/21 (V R 
32/18): 
Umsatzsteuerpflicht für 
Schwimmunterricht 
 
 
 
 
 
 
 
16. Dezember 2021 
 

Beschluss I R 37/18: 
Veräußerung von 
Anteilen aus einer 
Wandelanleihe 
 
 
 
 
 
 
 
13. Oktober 2021 
 

 

 
Urteil I R 43/19: 
Steuerpflicht des 
Arbeitslohns aus einer 
Tätigkeit für die ISAF 
 
 
 
 
 
 
 
13. Oktober 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210033/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210031/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210032/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/zivile-taetigkeit-fuer-die-isaf/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Beschluss VII B 85/21: Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in 
der Fleischwirtschaft 
10. Februar 2022 
Zum Urteil 
 
EuGH-Vorlage XI R 2/20: Zur Differenzbesteuerung der Art. 311 ff. 
MwStSystRL 
20. Oktober 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 5/21: Änderung eines Einkommensteuerbescheids nach § 175b 
Abs. 1 AO 
08. September 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Wirtschaftliches Eigentum und Bilanzierung bei Wertpapierdarlehen 

Trägt bei einem Wertpapierdarlehen der Darlehensnehmer die Kurschancen und -
risiken der überlassenen Wertpapiere, so spricht dies gegen einen Verbleib des 
wirtschaftlichen Eigentums beim Darlehensgeber (Abgrenzung zum BFH, Urteil 
vom 18. August 2015, I R 88/13). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Der Kläger schloss mit fünf Banken jeweils einen Rahmenvertrag über 
Wertpapierdarlehen. Danach konnten die Vertragsparteien je nach 
Einzelabschluss entweder Darlehensgeber oder -nehmer sein. Der 
Darlehensgeber schuldete die Übertragung des Eigentums an den im 
Einzelabschluss bestimmten Wertpapieren. Der Darlehensnehmer war zur 
Zahlung eines Entgelts (Leihgebühr) und zur Rückübertragung von Wertpapieren 
gleicher Art und Menge verpflichtet. Während der Darlehenslaufzeit auf die 
Wertpapiere gezahlte Zinsen, Gewinne und sonstige Ausschüttungen waren dem 
Darlehensgeber in Höhe des Gegenwerts mit Wertstellung zum Tag der 
tatsächlichen Zahlung zu erstatten (Kompensationszahlung). 

Bei Darlehensbeginn buchte der Kläger die jeweiligen Aktien aus dem Anlage- in 
das Umlaufvermögen um und erfasste an deren Stelle die 
Rückübertragungsforderungen aus den Darlehensverträgen im Wege eines 
erfolgsneutralen Aktivtauschs. Zur Feststellung voraussichtlich dauernder 
Wertminderungen i.S. des § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes in der 
in den Streitjahren geltenden Fassung (EStG) stellte er auf die Marktwerte der 
Aktien zum jeweiligen Bilanzstichtag ab. Für Rückübertragungsforderungen auf 
nicht in Euro notierte Aktien ermittelte er die voraussichtlich dauernden 
Wertminderungen entsprechend. Zwischen Wertminderungen wegen 
Wechselkursschwankungen und Wertminderungen wegen 
Börsenkursschwankungen trennte er nicht. In den Steuerbilanzen setzte er die 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210034/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210036/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210035/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201610005/
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Rückübertragungsforderungen mit den so ermittelten Teilwerten an, wenn sie 
niedriger als die Anschaffungskosten waren. 

Nach Darlehensrückgewähr verbuchte er einen gewinnneutralen Aktivtausch und 
ordnete die Aktien seinem Anlagevermögen zu. Auf die streitgegenständlichen 
Rückübertragungsforderungen nahm der Kläger Teilwertabschreibungen vor, 
wobei er zunächst Kurssteigerungen bis zur Bilanzaufstellung wertaufhellend 
berücksichtigte. Im Rahmen des Einspruchsverfahrens forderte er die 
Berücksichtigung der Teilwertabschreibungen ohne die Kurssteigerungen in Höhe 
der jeweiligen Differenzen zwischen den Buchwerten der Aktien vor Bewertung 
und den Marktwerten am Jahresende. 

Das Finanzamt erkannte die Teilwertabschreibungen nicht an, weil die Kurse der 
darlehensweise übertragenen Aktien am Bilanzstichtag nicht um mehr als 40 % 
unter die Anschaffungskosten gesunken seien bzw. die Kurse an zwei 
aufeinanderfolgenden Bilanzstichtagen nicht um mehr als 25 % unter den 
Anschaffungskosten gelegen hätten. Darüber hinaus war das Finanzamt der 
Auffassung, etwaige Teilwertabschreibungen seien gemäß § 8b Abs. 3 Satz 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der in den Streitjahren geltenden Fassung (KStG) 
steuerlich nicht zu berücksichtigen: Der Kläger sei im Zeitraum nach der 
Übereignung der Aktien an die Darlehensnehmer wirtschaftlicher Eigentümer der 
Wertpapiere geblieben, sodass er die Aktien nicht hätte ausbuchen und durch 
Rückübertragungsforderungen ersetzen dürfen. Im Übrigen würde § 8b Abs. 3 
Satz 3 KStG auch auf die Rückübertragungsforderungen Anwendung finden. 
Schließlich hielt das Finanzamt eine außerbilanzielle Hinzurechnung der 
Teilwertabschreibungen gemäß § 42 der Abgabenordnung (AO) wegen 
Missbrauchs rechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten für geboten. 

Die dagegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht Nürnberg hatte überwiegend 
Erfolg. Das Finanzgericht hat die Teilwertabschreibungen auf die 
Rückübertragungsforderungen dem Grunde nach steuermindernd anerkannt, 
jedoch unter Anwendung einer fünfprozentigen Bagatellgrenze und der 
Berücksichtigung geschätzter Anschaffungsnebenkosten der Höhe nach 
gemindert. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Die an die Stelle der darlehensweise ausgereichten Wertpapiere getretene 
Rückübertragungsforderung ist vom Darlehensgeber erfolgsneutral mit dem 
Buchwert der Wertpapiere zu aktivieren. Teilwertabschreibungen auf die 
Rückübertragungsforderung sind nicht gemäß § 8b Abs. 3 Satz 3 KStG 
außerbilanziell zu neutralisieren. 

Bei der Berechnung des Minderungsbetrags nach § 20 Abs. 2 Satz 2 KStG sind 
Renten-Deckungsrückstellungen i.S. von § 341g Abs. 5 HGB einzubeziehen. Im 
Rahmen der Ablaufverprobung zur Ermittlung des Minderungsbetrags sind die 
Renten-Deckungsrückstellungen nach den für steuerliche Zwecke 
anzuwendenden Regeln zu bewerten; etwaige Nachreservierungen aufgrund 
veränderter Daten zur Lebenserwartung sind nicht zu eliminieren. 

In die aufgrund einer im Jahr 2005 durchgeführten Rückgabe von Fondsanteilen 
vorzunehmende Ermittlung des besitzzeitanteiligen Anleger-Aktiengewinns 
gemäß § 8 Abs. 3 Satz 1 InvStG 2004 gehen ggf. auch Verluste aus 
Veräußerungen von Aktien ein, die sich auf Ebene des Fonds vor Inkrafttreten 
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des InvStG 2004 (hier: im Jahr 2002) realisiert haben. Dies ist unter dem Aspekt 
des rechtsstaatlichen Vertrauensschutzes unbedenklich. 

Hinweis 

Einen Newsflash unserer Banking und Capital Markets-Experten zu dem Urteil 
finden Sie hier: 
banking-and-capital-markets-tax-newsflash-ausgabe-maerz-2022 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 29. September 2021 (I R 40/17), veröffentlicht am 03. März 2022. 

 

 

Zuordnung von Wirtschaftsgütern bei sog. personallosen Betriebsstätten 

Auch wenn der bisherigen Senatsrechtsprechung bei der Zuordnung von 
Wirtschaftsgütern zu einer Betriebsstätte eine funktionsgetragene 
Betrachtungsweise zugrunde liegt, ist ihr jedenfalls nicht zu entnehmen, dass 
allein die Personalfunktion als maßgebender Zuordnungsparameter anzusehen 
ist (entgegen BMF-Schreiben vom 26. September 2014, BStBl I 2014, 1258, Tz. 
2.2.4.1). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

Sachverhalt 

Streitig ist, ob bei der Antragstellerin und Beschwerdegegnerin (Antragstellerin) 
ein Entnahmegewinn nach § 4 Abs. 1 Satz 3 und 4 des 
Einkommensteuergesetzes in der für das Jahr 2013 
(Streitjahr/Erhebungszeitraum) geltenden Fassung (EStG) anzusetzen ist, weil bei 
einer personallosen Betriebsstätte Wirtschaftsgüter nicht mehr dieser, sondern ab 
dem 01. Januar 2013 aufgrund einer Zuordnung nach der sog. Personalfunktion 
vollständig der ausländischen Geschäftsleitungsbetriebsstätte zuzuordnen seien. 

Zur Vorinstanz, dem Saarländischen Finanzgericht, vgl. unseren Blogbeitrag. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Beschwerde als unbegründet zurückgewiesen. 

§ 1 Abs. 5 Satz 3 Außensteuergesetz (AStG) lässt sich bei summarischer Prüfung 
nicht entnehmen, dass außerhalb des Anwendungsbereiches des § 1 AStG und 
insbesondere für die allgemeine Gewinnermittlung nach §§ 4 ff. EStG eine 
Veranlassungsprüfung (allein) nach den in den jeweiligen Unternehmensteilen 
ausgeübten Personalfunktionen vorzunehmen wäre (entgegen BMF-Schreiben 
vom 22. Dezember 2016, BStBl I 2017, 182, Rz 451). 

Auch wenn der bisherigen Senatsrechtsprechung bei der Zuordnung von 
Wirtschaftsgütern zu einer Betriebsstätte eine funktionsgetragene 
Betrachtungsweise zugrunde liegt, ist ihr jedenfalls nicht zu entnehmen, dass 
allein die Personalfunktion als maßgebender Zuordnungsparameter anzusehen 
ist (entgegen BMF-Schreiben vom 26. September 2014, BStBl I 2014, 1258, Tz. 
2.2.4.1). 

Bei Betriebsstätten ohne maßgebliche Personalfunktion ist eine 
nutzungsbezogene Zuordnung von materiellen Wirtschaftsgütern nicht 
ausgeschlossen (BMF-Schreiben vom 17. Dezember 2019, BStBl I 2020, 84). 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/files/2022/03/banking-and-capital-markets-tax-newsflash-ausgabe-maerz-2022.pdf
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210019/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/09/28/entstrickungsbesteuerung-bei-inlaendischem-windpark-einer-daenischen-kg-ohne-eigenes-personal/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 24. November 2021 (I B 44/21 (AdV)), veröffentlicht am 03. 
März 2022. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Terminplaner 
  

Auf den Punkt gebracht: 

Steueränderungen 2021/2022 

(Saarbrücken) 

11.03., Webinar 

 

 

Auf den Punkt gebracht: 

Steueränderungen 2021/2022 

(Mannheim) 

15. und 17.03., Webinar 

 

 

Aktuelles zur Umsatzsteuer 2022 

15. und 31.03., Webinar 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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